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Hoher: Grün-Schwarz soll die Benachteiligung der beruflichen Schulen
beenden

Zur Forderung des Verbands der Lehrerinnen und Lehrer an den beruflichen Schulen (BLV) nach einer
besseren Ausstattung der beruflichen Schulen mit Lehrkräften sagte der Sprecher für die berufliche
Bildung der FDP/DVP-Landtagsfraktion, Klaus Hoher:

„Der Berufsschullehrerverband macht zu Recht darauf aufmerksam, dass die Landesregierung den
beruflichen Schulen deutlich mehr Anstrengungen zur Sicherung der Unterrichtsversorgung schuldig ist.
Es wirkt wie ein Akt der Hilfslosigkeit, wenn die Kultusministerin auf rückgängig gemachte
Stellenstreichungen verweist. Zum einen fordert der BLV 445 zusätzliche Lehrerstellen, um die
derzeitigen Engpässe bei der Unterrichtsversorgung zu beseitigen. Zum anderen wären neue Wege bei
der Lehrergewinnung dringend erforderlich. Hierzu gehört unter anderem mehr Eigenverantwortung der
Schulen vor allem im Personalbereich, die gerade auch für die beruflichen Schulen von großem Nutzen
wären. Wenn Schulen ihre Lehrer selbst auswählen und selbständig Personalentwicklung betreiben
könnten, könnten sie ihren Bewerbern attraktive Perspektiven eröffnen. Auch sollte es flexiblere
Möglichkeiten für Quereinsteiger und Spätentschlossene geben, in den Schuldienst einzutreten. Und
schließlich machen die erzwungene Sommerferienarbeitslosigkeit bei befristet angestellten Lehrern und
Referendaren sowie der Beförderungsstau bei den Fachlehrkräften und Technischen Lehrkräften den
Lehrerberuf auch nicht gerade attraktiver. Die FDP/DVP Fraktion fordert die CDU-Kultusministerin auf,
endlich die Politik Benachteiligung der beruflichen Schulen aufzugeben, wie sie sie von ihrer
Vorgängerregierung übernommen hat. Mit der Einführung der Oberstufen an den Gemeinschaftsschulen
hat Grün-Schwarz nämlich eine weitere Entscheidung gegen die beruflichen Schulen getroffen.“


